Antrag auf Bewilligung einer Zuwendung 
nach der „Thüringer Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen für die Förderung der Integration und sozialen Beratung von Menschen mit Migrationsbiografie (Projektförderrichtlinie Integration und migrationsspezifische Sozialberatung)“ – hier Integrationsprojekte nach Programmsäule 2 oder 3

	Thüringer Landesverwaltungsamt
Referat 511
Jorge-Semprún-Platz 4
99423 Weimar
= nur per E-Mail =
E-Mail: 
integrationsfoerderung@tlvwa.thueringen.de
	Hinweise zur Antragsstellung: 
· Anträge auf Zuwendungen samt Anlagen sind ausschließlich per E-Mail zu senden. 
Bitte Antrag als PDF-Datei speichern. 
· Mit dem Antragsformular sind weitere Unterlagen teils verpflichtend einzureichen. 
Diese sind im Abschnitt 9 genannt. 



[bookmark: Text1]Antrag für das Jahr 2027
Projektangaben
	Förderjahr: 
	Wählen Sie ein Element aus.

	Falls zutreffend bitte angeben: 
	☐ 	Nachfolgeprojekt für eine neue Förderphase mit Weiterentwicklung des zuletzt vom TMJMV geförderten Projektes mit Nr.   /   [Bsp. xx/26]


Projektdauer
Mehrjährig konzipierte Projekte müssen untergliedert sein in auf das Kalenderjahr bezogene (Teil)Projekte. Ergänzend ist die insgesamt geplante Projektdauer zu nennen (grundsätzlich maximal 36 Monate).
	Beginn des (Teil)Projekts [TT.MM.JJJJ]
     
	Ende des (Teil)Projekts [TT.MM.JJJJ]
     
	Geplante Gesamtlaufzeit [TT.MM.JJJJ]
vom       	bis zum       


Projektname [max. 200 Zeichen]
	     


Kurzbeschreibung des Projekts 
Bitte den Projektinhalt und die grobe Zielstellung in Textform kurz beschreiben. [max. 1.000 Zeichen]
	     


Förderschwerpunkt (Auswahl gem. aktueller Festlegung des TMJMV)
	Zutreffendes auswählen:
	Wählen Sie ein Element aus.


Antragsteller
	Bezeichnung des Trägers:


	     

	Anschrift 
(Straße und Nr., PLZ und Ort)
	     

	Verbandszugehörigkeit
(z. B. Diakonie, Caritas etc.)
	     

	Rechtsform 
(z. B. eingetragener Verein, gemeinnützige GmbH, private/öffentliche Institution)
	     

	Empfangsberechtigte Person 
(ggf. Vollmacht beifügen)
	     

	Internetadresse (soweit vorhanden)
	     


a) Ansprechperson
	Zuständige Ansprechperson / Projektleitung
	     

	Telefon (bitte mit Vorwahl)
	     

	E-Mail
	     


b) Bankverbindung
	Kontoinhaber
	     

	IBAN
	     

	Name des Geldinstituts
	     


c) Kurzportrait des antragstellenden Trägers [ca. 1.000 Zeichen]
(z. B. Aktivitätsschwerpunkte und Erfahrungen im Bereich von Integration und Migration)
	     


Eckpunkte zum geplanten Projekt 
a) Wirkungsraum und Projektstandorte
	[bookmark: _Hlk236652406]Wirkungsraum 	für Programmsäule 2 >>
	oder
	für Programmsäule 3 >> 
	Wählen Sie ein Element aus.
	
	Wählen Sie ein Element aus.
	Betreffende Kommunen in denen Projektangebote umgesetzt werden:
	     



Hauptstandort der Projektdurchführung:
	Postleitzahl (PLZ)
     
	Ort
     

	Landkreis
     
	Bundesland (falls anders als Thüringen
     



Weitere Projektstandorte in Thüringen (falls vorhanden): [ca. 1.000 Zeichen]
	(Beispiel: „PLZ und Ort, Landkreis")
     


b) Adressierte Programmziele (nur Programmsäule 2 oder 3)
Mindestens eines bis maximal drei der Programmziele II. bis VII. auswählen. 
Hinweis: Zu den hier gewählten Programmzielen sind in Formblatt 2 entsprechende Indikatoren und Zielwerte anzugeben. In beiden Dokumenten müssen dieselben Programmziele angegeben werden.
	☐
	II.	Stärkung der Kompetenzen von Menschen mit Migrationsbiografie

	☐
	III. 	Stärkung der chancengleichen Teilhabe und der aktiven Partizipation von Menschen mit Migrationsbiografie am gesellschaftlichen, politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Leben

	☐
	IV. 	Verbesserung der wechselseitigen Akzeptanz zwischen Menschen mit Migrationsbiografie und Aufnahmegesellschaft

	☐
	V. 	Steigerung des Erfolgs bundesfinanzierter Integrationsmaßnahmen (insbesondere Integrationskurse nach § 43 Aufenthaltsgesetz) sowie Maßnahmen zur Erstorientierung und Wertevermittlung

	☐
	VI. 	Bereitstellung von Beratungs- und Informationsangeboten für Menschen mit Migrationsbiografie

	☐
	VII.	Verbesserung der Vernetzung, Qualifizierung und Beratung der mit Migrations- und Integrationsangelegenheiten befassten Institutionen und Organisationen



c) Hauptsächlicher Maßnahmebereich im Projekt 
Mindestens einen bis maximal drei Maßnahmebereiche auswählen. 
	☐
	M2. 	Erstorientierung, Verweisberatung und Begleitung

	☐
	M3. 	Fachberatung 

	☐
	M4. 	Kompetenzvermittlung

	☐
	M5. 	Qualifizierung

	☐
	M6. 	Bürgerschaftliches Engagement, Ehrenamt

	☐
	M7. 	Informationsangebote

	☐
	M8. 	Begegnungsangebote, Austauschformate

	☐
	M9. 	Vernetzung / Verzahnung von Akteuren

	☐
	M10. 	Begleitangebote für staatliche und nichtstaatliche Akteure

	☐
	Andere (nur bei Bedarf genau benennen):  
	     



d) Zielgruppen (Mehrfachnennungen sind möglich)
	☐
	Asylbewerberinnen und Asylbewerber im laufenden Asylverfahren sowie Geduldete

	☐
	Menschen ausländischer Herkunft mit dauerhaftem Bleiberecht 

	☐
	Unionsbürgerinnen und -bürger

	☐
	Deutsche mit Migrationsbiografie

	☐
	Aufnahmegesellschaft

	☐
	Andere (nur bei Bedarf genau benennen):  
	     

	Darunter insbesondere:

	☐
	Kinder, Jugendliche, Schülerinnen und Schüler

	☐
	Erwachsene

	☐
	Eltern

	☐
	Personen mit besonderen Schutzbedarfen

	☐
	erzieherische / pädagogische / sozialpädagogische Fachkräfte

	☐
	Multiplikatorinnen und Multiplikatoren

	☐
	Beraterinnen und Berater

	☐
	Andere (nur bei Bedarf genau benennen):  
	     


Bedarfsanalyse
Stellen Sie die Bedarfslage vor Ort in der Projektregion dar. Leiten Sie die Notwendigkeit für das Projekt her und erläutern Sie, inwieweit das geplante Projekt zur Deckung des Bedarfes beiträgt. Das Projekt muss erkennbar von anderen Angeboten und Projekten in der Region abgegrenzt sein. 
Bei Nachfolgeprojekten: Stellen Sie Erkenntnisse und Konsequenzen aus der bisherigen Projektdurchführung kurz dar (z. B. Weiterentwicklung der Projektkonzeption, Änderungen in der Umsetzung, Zielstellung ...). 
	     
[Textfeld erweitert sich nach Bedarf]


Projektkonzeption
Die Projektkonzeption enthält eine Beschreibung der konkreten Zielstellung des Projektvorhabens sowie von Inhalt, Ablauf und Methoden. Ergänzend sind Angaben zum Personaleinsatz notwendig.
a) Projektspezifische Zielplanung mit Indikatoren (hier ergänzende Erläuterungen zu Nr. 3b und Formblatt 2)
Erläutern Sie konkret, welche Ziele mit dem Projekt für welche Zielgruppe erreicht werden sollen. Geben Sie ergänzend an, wie viele Personen aus der Zielgruppe jeweils erreicht werden sollen. 
Wie tragen die geplanten Projektmaßnahmen zum Erreichen der im Formblatt 2 gewählten Ziele bei?
Ergänzend: In Formblatt 2 sind zu jedem Teilziel mindestens 3 Indikatoren mit Soll-Werten anzugeben, so dass sich das Erreichen der Projektziele und die Wirkungen des Projektes damit überprüfen lassen. 
	     
[Textfeld erweitert sich nach Bedarf]


	
Zusammenfassend anzugeben für den beantragten Projektzeitraum und die Maßnahmen:
Hinweis: Bei Angeboten, die eine gemeinsame Teilnahme und Nutzung von Zugewanderten und Mitgliedern der Aufnahmegesellschaft ermöglichen (z. B. Projekte, die wechselseitige Akzeptanz und interkulturelle Begegnungen fördern) soll mindestens die Hälfte der Projektteilnehmenden eine Migrationsbiografie haben.
	· Wie viele Personen sollen insgesamt mit den Projektangeboten erreicht werden?
	      Personen

	· Wie viele Personen mit Migrationsbiografie sollen im Projekt insgesamt erreicht werden?
	      Personen



b) Projektinhalt einschließlich der Arbeitsmethoden 
Erläutern Sie, welche Projektangebote bzw. Aktivitäten zu den unter Nummer 3c genannten Maßnahme-bereichen wie umgesetzt werden sollen. (Kurz: Was soll für wen, wo, wie und wie oft angeboten werden)? 
Welche Qualitätsansätze oder -standards werden dabei angewandt (z. B. Schutzkonzept bei Projekten, die mit Kindern/Jugendlichen arbeiten; Beratungsansatz bzw. Dokumentation der Beratungsfälle o. ä.)? 
	     
[Textfeld erweitert sich nach Bedarf]



c) Geplanter Ablauf des Projektes (Zeitplan) 
Stellen Sie den zeitlichen Ablauf des Projektes und zentrale Meilensteine (z. B. pro Quartal) kurz dar.
Mehrjährig konzipierte Projekte müssen inhaltlich nach Haushaltsjahren aufgeschlüsselt sein. 
	     
[Textfeld erweitert sich nach Bedarf]



d) Personaleinsatz und Besserstellungsverbot 
Erläutern Sie den Personalbedarf und die geplante Stellenbesetzung für das beantragte Projekt. 
Das Besserstellungsverbot nach Nr. 1.3 der Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Projektförderung (ANBest-P bzw. ANBest-GK) ist zu beachten. 
	     
[Textfeld erweitert sich nach Bedarf]



Zusammenfassend anzugeben [zwei Nachkommastellen]: 
	[bookmark: _Hlk236723642]Summe der Personalstellen im Projekt (Vollbeschäftigteneinheit VBE):
	      VBE

	Anzahl der angestellten Mitarbeitenden im Projekt: 
	      Personen



Hiermit bestätigt der Antragsteller: 	[genau eine zutreffende Angabe wählen]
	☐
	Die Gesamtausgaben der/des antragstellenden Trägers werden nicht überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand finanziert. Das Besserstellungsverbot gilt nicht. Die Vergütung der Mitarbeitenden der/des Antragstellenden entsprechen den Prinzipien der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gem. den geltenden Förderbestimmungen.

	☐
	Die Gesamtausgaben der/des antragstellenden Trägers werden überwiegend (zu mehr als 50 %) aus Zuwendungen der öffentlichen Hand finanziert. Das Besserstellungsverbot gilt und wird während der Projektlaufzeit eingehalten.

	☐
	Die/Der antragstellende Träger ist eine Gebietskörperschaft oder andere Einrichtung, die zum Tarifsystem des öffentlichen Dienstes gehört. Das Besserstellungsverbot gilt nicht.


e) Kooperationspartner und Vernetzung 
Stellen Sie kurz dar, welche Kooperationen im Projekt benötigt werden bzw. welche Vernetzungen vorgesehen sind. Welche Kooperationen bzw. Netzwerke bestehen bereits, welche müssen im Projektverlauf neu aufgebaut werden? Differenzieren Sie nach dem Grad der Verbindlichkeit in Kooperationspartner und Netzwerke:
· Kooperationspartner sind rechtsfähige Träger, die als Empfänger einer Mittelweiterleitung per Kooperationsvereinbarung verbindlich in die Projektumsetzung eingeplant sind, um aktiv einen oder mehrere abgrenzbare Projektbausteine bzw. 
-maßnahmen umzusetzen.
· Netzwerke unterstützen und ergänzen die Projektumsetzung (z. B. durch Informations- oder Fachaustausch, als Multiplikatoren, …) erhalten aber keine Weiterleitung von Projektmitteln. 
	      
[Textfeld erweitert sich nach Bedarf]


Geplante Gesamtausgaben für das Projekt 
Hinweis: Wenn der Antragsteller für dieses Vorhaben zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, sind hier die Ausgaben ohne Umsatzsteuer anzugeben.
	Geplante Gesamtausgaben
	      Euro

	Dazu wird folgende Zuwendung aus Landesmitteln beantragt: 
	      Euro


Finanzierung für die Maßnahme
Der Finanzierungsplan in Formblatt 3 ist Bestandteil dieses Antrages und muss mit dem Antrag eingereicht werden.
Weitere Angaben:
a) Der Träger ist als gemeinnütziger Verein im Sinne des Steuerrechts anerkannt.
	☐
	Ja

	☐
	Nein


b) Der Träger ist für dieses Projekt zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG berechtigt.
	☐
	Ja
	[bookmark: Text2]>> Umsatzsteueridentifikationsnummer angeben:  
	     

	☐
	Nein
	


c) Für die Projektumsetzung ist die Weiterleitung von Mitteln an Kooperationspartner geplant.
	☐
	Ja
	>> Kooperationsvereinbarung mit diesen Projektpartnern einreichen.

	☐
	Nein
	


d) Zum Ausschluss von eventuellen Doppelförderungen
Für das hier beantragte Projekt / den hier beantragten Zuwendungszweck
	☐
	wurde keine andere Förderung aus Mitteln des Landes Thüringen beantragt. 


Hinweis: Alle bereits beantragten oder noch geplanten Finanzierungsmittel sind im Finanzierungsplan zu nennen. Für Projekte, die nach dieser Richtlinie gefördert werden, dürfen grundsätzlich keine zusätzlichen Förderungen aus Mitteln des Landes Thüringen eingesetzt werden. Eine ergänzende Förderung nach Programmsäule 1 dieser Richtlinie (Soziale Beratung und Betreuung) ist nicht möglich.
Vorzeitiger Maßnahmebeginn
Der Antragsteller erklärt, dass die hier beantragte Maßnahme noch nicht begonnen wurde und dass mit dem Projekt auch nicht vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides bzw. nicht vor der etwaigen Genehmigung eines vorzeitigen Maßnahmebeginns begonnen wird.
Die Zustimmung zum förderunschädlichen vorzeitigen Maßnahmebeginn wird beantragt:
	☐
	Nein
	
	

	☐
	Ja, 
	>> Maßnahme soll beginnen am: 
	        [TT.MM.JJJJ]

	
	
	Begründung der Notwendigkeit des vorzeitigen Maßnahmebeginns:
     


Unterlagen zum Antrag
	Dem ausgefüllten Antragsformular (Formblatt 1) müssen folgende Unterlagen beigefügt werden: 
Formblatt 2 - Zielindikatoren (ausgefüllt gem. Nr. 3b, c und 5a dieses Antrags)
Formblatt 3 - Finanzierungsplan
Nachweise für Drittmittel und Kofinanzierungen 
(z. B. Absichtserklärungen oder bereits vorliegende Zusagen anderer Mittelgeber)
Belege für das geplante/beschäftigte Projektpersonal 
(bei Antragstellung mindestens die projektbezogene Tätigkeits-/Stellenbeschreibung mit Angabe der tariflichen Einordnung; Kopien der Arbeitsverträge (können nachgereicht werden))
sowie falls zutreffend: 
Aktueller Auszug aus dem Vereins- oder Handelsregister
Satzung des Antragstellers und Bescheinigung der Gemeinnützigkeit vom Finanzamt 
(nur bei gemeinnützigen Organisationen und Einrichtungen)
Liste von beteiligten Kooperationspartnern,
(sofern eine Weiterleitung von Mitteln an die Kooperationspartner vorgesehen ist; entsprechende Kooperationsvereinbarungen/Weiterleitungsverträge können bis 1 Monat nach der Bewilligung nachgereicht werden)
Ergänzend können dem Antrag beigefügt werden (optional): 
Externe Empfehlungsschreiben oder Stellungnahmen zum Träger oder Projekt
Das Thüringer Landesverwaltungsamt behält sich vor, zur Bearbeitung und Prüfung des Antrages weitere Auskünfte einzuholen.



Erklärungen
Der Antragsteller erklärt, dass
die im Antrag, den zugehörigen Formblättern und Beiblättern gemachten Angaben unter Berücksichtigung der Thüringer Landeshaushaltsordnung (ThürLHO), der Verwaltungsvorschriften zu § 44 ThürLHO sowie der ANBest-P bzw. ANBest-Gk wahrheitsgemäß und vollständig sind, 
keine fälligen Verbindlichkeiten (z. B. Steuerschulden) gegenüber dem Freistaat Thüringen bestehen, 
die Gesamtfinanzierung der Maßnahme bei Gewährung der beantragten Förderung gesichert ist,
ihm bekannt ist, dass die Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmebeginns keinen Rechtsanspruch auf eine spätere Förderung begründet und dass er bei vorzeitigem Beginn das volle Finanzrisiko trägt,
der Finanzierungsplan nach den Grundsätzen einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung aufgestellt wurde und dass ihn die darin ausgewiesenen Beträge nach den ANBest-P bzw. ANBest-Gk binden. Weitere Deckungsmittel sind nicht vorhanden.

Datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung
Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwilligung in die Verarbeitung, insbesondere in die Erhebung, Speicherung, Veränderung, Nutzung und Übermittlung der für die Bearbeitung des Antrags, der Bewilligung und Verwaltung der Zuwendung erforderlichen personenbezogenen Daten freiwillig ist. Es besteht für den/die Betroffene(n) das Recht, die Einwilligung zur Datenverarbeitung zu verweigern oder mit Wirkung für die Zukunft zu widerrufen. Dies hätte zur Folge, dass sich die Bearbeitung des Antrags sowie die Auszahlung der Zuwendung ggf. verzögern oder unmöglich werden.
Informationen zum Umgang mit Daten im Thüringer Landesverwaltungsamt können im Internet abgerufen werden unter: https://landesverwaltungsamt.thueringen.de/datenschutz. Auf Wunsch wird eine Papierfassung übersandt.

In Kenntnis dieser Umstände erklärt/erklären der/die Antragstellende Folgendes:
„Ich/Wir willige(n) ein in die Verarbeitung, insbesondere in die Erhebung, Speicherung, Veränderung und Nutzung der erhobenen Daten zum Zwecke der Antragsbearbeitung, Bewilligung und Verwaltung der Zuwendung. Die Einwilligung gilt auch für die Übermittlung der Daten an die an der Bewilligung, Auszahlung und Verwaltung beteiligten Stellen innerhalb und außerhalb des Thüringer Landesverwaltungsamtes und die Verarbeitung der übermittelten Daten durch diese Stellen. Hierzu können insbesondere das für Integrationsangelegenheiten zuständige Ministerium und der Thüringer Rechnungshof zählen.
Darüber hinaus erkläre ich mich bzw. erklären wir uns im Falle einer Bewilligung mit einer Veröffentlichung der Projektdaten einverstanden. Dies kann zum Beispiel in einem der Öffentlichkeit zugänglichen Verzeichnis der Projektträger sein, die Zuwendungen aus dem für Integrationsangelegenheiten zuständigen Ministerium erhalten.“


	Ort, Datum
     
	
	Stempel (optional)


	
	
	

	Name, Vorname der / des Unterzeichnenden 
(in Druckbuchstaben)
     
	
	rechtsverbindliche Zeichnung
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